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Dieser Artikel gibt – wie Teil  1 im VERKEHRSDIENST 8/17 – einen Überblick über die 

Fahrzeuge, die der Radwegbenutzungspflicht unterliegen oder erlaubtermaßen 

Radwege benutzen dürfen. Hier hat es aktuell im Zuge der 1. ÄndVO-StVO eine 

Ausweitung auf E-Bikes gegeben. Die Regelung wird einer genaueren Betrachtung 

zugeführt. Außerdem erlaubt der Artikel einen Blick auf die Fahrzeugarten, die 

gemeinhin Radwege benutzen, obwohl ihnen dies bei genauerer Betrachtung 

untersagt ist.    Von Bernd Huppertz

Radwegbenutzung (Teil 2)

Kleinkrafträder

Dabei handelt es sich um zwei- oder dreiräd-
rige Kfz mit einer bbH ≤ 45 km/h und einem 

Hubraum ≤ 50 ccm im Falle von Verbrennungs-
motoren oder einer maximalen Nenndauerleis-
tung ≤ 4 kW im Falle von Elektromotoren.53 Als 
Kfz ist ihnen eine Radwegbenutzung untersagt.

Hoverboards sind zulassungs-, fahrerlaubnis-, steuer- und versicherungspflichtige 
mehrspurige Kraftfahrzeuge
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Mofa und geschwindigkeitsreduzierte 
Kleinkrafträder

Mofa sind FmH mit einer bbH ≤ 25 km/h (vgl.  
§ 4 I FeV) mit nationaler Typgenehmigung. Da-
neben gibt es die geschwindigkeitsreduzierten 
Kleinkrafträder im Sinne der Richtlinie  
ex-2002/24/EG und der VO (EU) 168/2013 der 
Fahrzeugklasse L1e-B (vgl. § 4 I Nr. 1b FeV). Als 
Kfz54  ist ihnen eine Radwegbenutzung untersagt. 

Die Regeln über die Radwegbenutzung gelten aber 
für Mofas, die durch Treten bewegt werden. Bei 
ausgeschaltetem Motor müssen also die ausge-
schilderten Radwege benutzt werden.55 Die wegen 
praktischer Bedeutungslosigkeit erfolgte Strei-
chung des § 2 Abs. 4 Satz 5 StVO a.F. dürfte daran 
nichts geändert haben.56 

Werden Mofas innerhalb geschlossener Ortschaf-
ten mit Motorkraft gefahren, darf der Radweg nur 
benutzt werden, wenn er durch Zusatzzeichen 
(ZZ) 1022-11 für Mofa freigegeben ist. Daraus er-
gibt sich aber keine Radwegbenutzungspflicht.57 

Außerhalb geschlossener Ortschaften darf man 
gemäß § 2 Abs. 4 Satz 6 StVO mit Mofas Radwe-
ge benutzen, soweit dies nicht durch ZZ 1012-33 
(„keine Mofas“) ausdrücklich untersagt ist.

Leichtmofa

Das Leichtmofa fällt unter die Begriffsdefinition 
des Mofa (§ 1 Leichtmofa-AusnahmeVO).58 Da-
bei handelt es sich um Kfz59, die einerseits die 
Merkmale eines Fahrrades, andererseits diejeni-
gen eines Mofas (= einspurig, einsitzig) tragen.60 

In der amtlichen Begründung  zur Leichtmofa-
Ausnahmeverordnung wird darauf hingewiesen, 
dass es sich um motorisierte Zweiräder handelt.61  

Deshalb sind stets die für Mofas geltenden Vor-
schriften einzuhalten.

eScooter

Hierbei handelt es sich um kleine Sitz-Roller, die 
über einen Gasgriff am Lenker bedient werden. 
Sie verfügen über eine bbH ≤ 20 km/h bezie-

hungsweise 25 km/h. Es handelt sich um zulas-
sungsfreie, aber betriebserlaubnis- und versiche-
rungspflichtige Kfz – geschwindigkeitsreduzierte 
Kleinkrafträder (Mofa oder Leichtmofa).

Kickboards

Bei diesen Elektrorollern handelt es sich um Kfz, 
auf denen man steht und – anstatt mit einem Bein 
anzuschubsen – den Griff am Lenker bedient und 
dadurch rein elektrisch fährt. Sie verfügen 
über eine bbH ≤ 20 km/h bzw. 25 km/h. Es 
handelt sich um zulassungsfreie, aber be-
triebserlaubnis- und versicherungspflichti-
ge geschwindigkeitsreduzierte Kleinkrafträder 
(Leichtmofa oder Mofa). Das Fehlen eines Sitzes 
hindert diese Einstufung nicht, da weder die 
VO (EU) 168/2013 noch die 3. Führerscheinricht-
linie oder § 2 Nr. 22 FZV beziehungsweise  
§§ 4 Abs. 1 Nr. 1b, 6 I FeV einen Sitz als konstitu-
tives Merkmal fordern. Liegt die bbH noch höher 
(zum Beispiel bei manchen GoPeds®), handelt es 
sich um ein Kleinkraftrad. Als solches ist ihnen 
eine Radwegbenutzung untersagt.

Minibikes/Pocketbikes62

Dabei handelt es sich um nicht zulassungsfähige 
Kleinstmotorräder mit einem Hubraum von 
mehr als 50 ccm, aber kleinen Abmessungen. 
Teilweise liegt die bbH auch deutlich über 45 
km/h. Als zweirädrige Kleinkrafträder oder 
Leichtkrafträder ist eine Radwegbenutzung 
untersagt.

Elektronische Mobilitätshilfen

Wer elektronische Mobilitätshilfen (Segway®) im 
Verkehr führt, unterliegt nach § 7 MobHV63 den 
Vorschriften der StVO. Dabei dürfen innerhalb 
geschlossener Ortschaften (Absatz 2) und au-
ßerhalb geschlossener Ortschaften (Absatz 3) 
nur Schutzstreifen, Radfahrstreifen, Radwege-
furten und Radwege befahren werden. Hier be-
steht also eine Radwegbenutzungspflicht. Nur 
wenn solche nicht vorhanden sind, darf grund-
sätzlich auf Fahrbahnen gefahren werden. Durch 
die MobHV werden jedoch nur bestimmte Fahr-
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zeuge mit elektronischem Antrieb mit einer bbH 
≤ 20 km/h und weiteren Merkmalen erfasst. So 
wurde die Begrenzung auf eine Breite von 0,7 m 
vorgenommen, damit der Fahrer sich selbst und 
andere Verkehrsteilnehmer bei Überholvorgän-
gen nicht gefährdet. Mobilitätshilfen, die diesen 
Anforderungen nicht entsprechen, etwa weil sie 
breiter sind oder auch schneller als 20 km/h fah-
ren können, unterliegen nicht dem Anwendungs-
bereich der MobHV. Sie dürfen im öffentlichen 

Straßenverkehr nicht bewegt werden. Die 
zuständigen Straßenverkehrsbehörden 
können jedoch Ausnahmen erlassen.64

Beim Segway® SE-3 Patroller handelt es sich um 
ein dreirädriges Elektrofahrzeug mit einer bbH 
von 24 km/h bei einer Fahrzeugbreite von 81 cm. 
Dieses Kfz ist aufgrund seiner technischen Daten 
als dreirädriges Kleinkraftrad einzustufen. Eine 
Radwegbenutzung scheidet daher aus.

Hoverboard

Hoverboards sind selbstbalancierende zweirädri-
ge E-Boards ohne Lenkstange. Elektromotoren 
von zumeist 350 Watt bringen das Fahrzeug auf 
eine Geschwindigkeit von bis zu 15 (bisweilen 
20) km/h. Gelenkt wird durch Gewichtsverlage-
rung.

Internationalrechtlich werden sie als selbstbalan-
cierende Fahrzeuge definiert [VO (EU) 

168/2013], dort aber durch Artikel 2 Abs. 2 
lit. h) von der Anwendung dieser Verord-
nung ausgenommen. Deshalb ist der nati-
onale Gesetzgeber nicht gehindert, natio-

nale Regelungen zum Betrieb dieser 
Fahrzeuge zu treffen.65 Der Bundesrat forderte in 
diesem Zusammenhang die Bundesregierung 
auf, schnellstmöglich die verhaltens- und zulas-
sungsrechtlichen Voraussetzungen für den Be-
trieb von selbstbalancierenden Fahrzeugen und 
Fahrzeugen mit Elektroantrieb, die nicht min-
destens einen Sitzplatz haben, im öffentlichen 
Verkehr zu regeln.66

Hoverboards sind aufgrund ihrer Motorisierung 
keine besonderen Fortbewegungsmittel im Sinne 

des § 24 Abs. 1 StVO beziehungsweise § 16 Abs. 2 
StVZO, sondern Kfz. Hoverboards können dabei 
weder den Kleinkrafträdern noch den Krafträ-
dern zugeordnet werden. Es handelt sich nämlich 
um mehrspurige Kfz, da bei ihnen an mindestens 
einer Achse zwei Räder laufen. Dagegen sind 
Fahrräder und Krafträder einspurige Fahrzeu-
ge.67 Dem Hoverboard fehlt es auch an den in der 
MobHV aufgeführten Freistellungsmerkmalen 
[keine Haltestange (§ 3 Abs. 1 Nr. 4 MobHV)]. Es 
handelt sich vielmehr um zulassungs-, fahrer-
laubnis-, steuer- und versicherungspflichtige 
mehrspurige Kfz.68 Aufgrund ihrer Eigenschaft 
als Kfz verbietet sich eine Radwegbenutzung.69

Kinderfahrräder und Roller

Dagegen sind Kinderfahrräder und Roller70  

(auch: Kickboards71) keine Fahrzeuge und damit 
auch keine Fahrräder im Sinne der StVO [§ 24 
Abs. 1 StVO (gleichlautend § 16 Abs. 2 StVZO)].72  

Solche Fortbewegungsmittel unterliegen damit  
auch nicht den Vorschriften der StVO.73 „Kinder-
fahrräder“ sind solche, die üblicherweise zum 
spielerischen Umherfahren im Vorschulalter ver-
wendet werden.74

Einräder

Einräder sind ebenfalls keine Fahrräder, sondern 
Sportgeräte.75

Inline-Skates

Inline-Skates und sonstige Rollschuhe sind keine 
Fahrzeuge im Sinne der StVO (§ 24 Abs. 1 
StVO).76 Sie werden den Sportgeräten zugeschla-
gen. Sie unterliegen den Regelungen über den 
Fußgängerverkehr.77 Damit einher geht ein Be-
nutzungsverbot von Radwegen. Sport und Spiel 
sind gemäß § 31 Abs. 1 StVO auf der Fahrbahn, 
den Seitenstreifen und auf Radwegen nicht er-
laubt. Durch das ZZ 1020-13 „Inline-Skaten frei“ 
wird das Inline-Skaten und Rollschuhfahren auf 
diesen Verkehrsflächen zugelassen (§ 31 Abs. 2 
StVO). Die Anordnung des Zusatzzeichens kommt 
vor allem an Aufkommensschwerpunkten des In-
line-Skatens/Rollschuhfahrens in Betracht.78
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Skateboards

Skateboards (Rollbretter) sind ebenfalls keine 
Fahrzeuge im Sinne der StVO, sondern ähnliche, 
nicht motorisierte Fortbewegungsmittel (§ 24 
Abs. 1 StVO).79 Etwas anderes ergibt sich bei mo-
torbetriebenen Skateboards. Diese sind als Kfz 
einzustufen.80 Am Heck des Rollbrettes ist über 
den Rädern ein kleiner Motor mit einem Hub-
raum von 21,2 ccm angebracht. Die Motorleis-
tung von 1,1 kW bringt das Skateboard auf  
Geschwindigkeiten von 10 km/h bis zu 32 km/h. 
Mittels kabelloser Funkfernbedienung wird be-
schleunigt und gebremst. Alternativ bremst der 
Skater sein Board durch Ausschalten des Motors 
in Verbindung mit einem Fußstopp oder durch 
Abspringen. Die Lenkung erfolgt über Gewichts-
verlagerung.

Gleiches gilt für Longboards mit einem 1,4 PS 
starken 33 ccm Benzinmotor und einer bbH ≤ 40 
km/h.81 Die Tatsache, dass die Kfz zwei Achsen 
haben, spielt bei der Zuordnung zur Klasse AM 
keine Rolle, da der Abstand der jeweiligen Räder 
weniger als 46 cm beträgt und somit als Doppel-
rad (= 1 Rad) zählt.82

Rollstühle und motorisierte 
Krankenfahrstühle

Nicht motorisierte Schiebe- und Greifreifenroll-
stühle sind nach § 24 Abs. 1 StVO besondere 
Fortbewegungsmittel und unterfallen den Vor-
schriften für den Fußgängerverkehr.

Motorisierte Krankenfahrstühle sind nach über-
einstimmender Definition des Zulassungs-83 und 
Fahrerlaubnisrechts84 einsitzige, nach der Bauart 
zum Gebrauch durch körperlich behinderte Per-
sonen bestimmte Kfz85 mit Elektroantrieb, einer 
Leermasse von nicht mehr als 300 kg einschließ-
lich Batterien, jedoch ohne Fahrer, einer zulässi-
gen Gesamtmasse von nicht mehr als 500 kg, einer 
bbH ≤ 15 km/h, einer Breite über alles von maxi-
mal 110 cm.

Diese und auch andere motorisierte Kranken-
fahrstühle mit anderer Fahrzeugbreite oder hö-

herer bbH müssen die Fahrbahn benutzen. Nach 
§ 24 Abs. 2 StVO darf mit motorisierten Kran-
kenfahrstühlen jedoch dort, wo Fußgängerver-
kehr zulässig ist, mit Schrittgeschwindigkeit ge-
fahren werden. Umgekehrt folgt daraus ein 
Radwegbenutzungsverbot.

Fazit

Eine Pflicht, Radwege in der jeweiligen Fahrt-
richtung zu benutzen, besteht danach nur, 
wenn dies durch VZ 237, 240 oder 241 an-
geordnet ist.

Dann gilt sie auf allen Radverkehrsanlagen, also 
auf Radwegen ebenso wie auf Radfahrstreifen 
und den besonderen Radverkehrsführungen 
etwa durch Auffangradwege, Radverkehrsfurten 
und Radaufstellstreifen.

Die Benutzungspflicht erstreckt sich dabei 
grundsätzlich auf alle Arten von Fahrrädern ein-
schließlich Pedelec. Die Radwegbenutzungs-
pflicht gilt daher grundsätzlich auch für drei- 
oder mehrrädrige, auch mehrspurige Fahrräder 
wie zum Beispiel für Lastenfahrräder, Fahrradta-
xis, das Bierbike und das Conference Bike sowie 
für Fahrräder mit Anhänger.

Elektronische Mobilitätshilfen unterliegen nach 
der MobHV ebenfalls der Radwegbenutzungs-
pflicht.

Der Autor: Polizeihauptkommissar Bernd 
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